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Kapitel 1 

Einleitung 

Dem Unionsrecht „können wegen (…) seiner Eigenständigkeit keine wie immer 
gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen“.1 Diese Aussage des 
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)2 hat die Entwicklung des Euro-
parechts maßgeblich geprägt. Doch woher stammt dieser Vorrang und wie ste-
hen die mitgliedstaatlichen Gerichte hierzu? 

In den Verträgen3 selbst ist er nie kodifiziert worden.4 Den Grundstein für 
die Vorrangrechtsprechung legte der EuGH bereits 1963 in seiner Entschei-
dung van Gend en Loos5 zur unmittelbaren Anwendbarkeit mit der Aussage, 
das Unionsrecht könne dem Einzelnen Rechte verleihen.6 In der Rechtssache 
(Rs.) Costa/E.N.E.L.7 betonte er 1964 sodann ausdrücklich den Vorrang pri-
mären Unionsrechts vor einfachgesetzlichem nationalen Recht und nahm be-
reits 1970 den Vorrang auch sekundären Unionsrechts vor nationalem Verfas-
sungsrecht an.8 

Allerdings beruht die EU als Rechtsgemeinschaft auf Freiwilligkeit; die eu-
ropäischen Organe können Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nicht mit 

                                                 
1 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1270. 
2 Gemäß Art. 19 I 1 EUV umfasst der Gerichtshof der Europäischen Union sowohl den 

Gerichtshof als auch das Gericht (sowie die Fachgerichte). Zwischen diesen beiden soll auch 
im Folgenden nicht unterschieden werden; zum Zeitpunkt des Urteils handelte es sich frei-
lich noch um den Gerichtshof der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

3 Vertrag über die Europäische Union, Konsolidierte Fassung vom 9.5.2008, ABl.EU C 
115/13 (EUV), sowie Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Konsolidierte 
Fassung vom 9.5.2008, ABl.EU C 115/47 (AEUV), bzw. deren Vorgänger EUV und 
E(W)GV; s. zu den Verträgen im Einzelnen Schweitzer, Staatsrecht III, S. 7, Rdnr. 16 ff. 

4 Im Verfassungsvertrag fand sich eine primärrechtliche Normierung, dieser trat jedoch 
nie in Kraft. Mittlerweile schreibt die Erklärung Nr. 17 zum Vertrag von Lissabon den Vor-
rang fest. Auch der Vertrag von Amsterdam enthielt eine Formulierung im Protokoll über 
die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, welche teil-
weise als Bestätigung des Vorrangs interpretiert wurde,  s. insoweit Mayer, Kompetenz-
überschreitung und Letztentscheidung, S. 73  aber keine ausdrückliche Normierung. 

5 EuGH, Rs. 26-62 vom 5.2.1963, van Gend en Loos, Slg. 1963, S. 25. 
6 Dies berührt bereits die Vorrangfrage, ausdrücklich angesprochen wurde sie hingegen 

noch nicht; vertiefend hierzu Haltern, Europarecht, S. 437, Rdnr. 913 ff. 
7 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1269. 
8 EuGH, Rs. 11/70 vom 17.12.1970, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 

Rdnr. 3. 
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Zwangsmitteln durchsetzen.9 Zwar sind sowohl Kommission als auch Mit-
gliedstaaten berechtigt, ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem EuGH ein-
zuleiten,10 doch führt dieses lediglich zu einer nicht vollstreckbaren Verpflich-
tung, die entsprechende Handlung vorzunehmen. Der EuGH kann einen Pau-
schalbetrag oder ein Zwangsgeld verhängen, ein eigenes europäisches Voll-
streckungsrecht existiert hingegen nicht. Vielmehr ist zur Umsetzung des Uni-
onsrechts die Mitwirkung der mitgliedstaatlichen Gerichte erforderlich;11 sie 
müssen es verwirklichen.12 Die Effektivität europäischer Prinzipien hängt ins-
gesamt entscheidend davon ab, wieweit die nationalen Rechtsprechungsorgane 
ihnen zur Wirksamkeit verhelfen, die sie im konkreten Fall anzuwenden ha-
ben.13 Auch für die Frage des Anwendungsvorrangs kommt es mithin auf die 
Haltung der nationalen (Höchst-)Gerichte an. Zum einen stellt sich die Frage, 
inwieweit sie positiv die Einhaltung des Unionsrechts gewährleisten. Zum an-
deren ist zu untersuchen, inwieweit die nationalen Verfassungen der Integra-
tion Grenzen setzen und die Gerichte einer effektiven Durchsetzung eines um-
fassenden Anwendungsvorrangs entgegenstehen. Wird die nationale Rechts-
ordnung ,überlagertʻ durch europäische Normen, ist dieser Bereich der Zustän-
digkeit der nationalen Gerichte entzogen. Je mehr europäische Regelungen 
dem nationalen Recht aufgrund des Anwendungsvorrangs vorgehen, desto 
mehr Gebiete entfallen der Zuständigkeit der nationalen Gerichte. Gerade im 
Bereich der Grundrechte kann dies zu Konflikten führen. Im Grundsatz werden 
europäische Maßnahmen durch den EuGH (anhand der europäischen Grund-
rechte) überprüft, während die nationalen Gerichte die Einhaltung der nationa-
len Grundrechte gewährleisten. Wenn aber die nationalen Verfassungen nicht 
Maßstab des Unionsrechts sind, dann verlieren auch die ihre Einhaltung kon-
trollierenden Gerichte an Bedeutung. Gerade die Verfassungsgerichte stehen 
zudem vor der Herausforderung, die nationale Souveränität mit den Bedürfnis-
sen einer internationalen Kooperation in Einklang zu bringen.14 Inwieweit sie 
in dieser Rolle integrationsfördernd oder -hemmend agieren, wird eine zentrale 
Frage dieser Arbeit darstellen. 

                                                 
9 Stellungnahme des Deutschen Bundestages zum Vertrag von Lissabon, Urteil vom 

30.6.2009 - 2 BvE 2/08 u.a. - BVerfGE 123, 267 (Lissabon), Rdnr. 143. 
10 Art. 258–260 AEUV. 
11 Pernice, Verhältnis europäischer zu nationalen Gerichten, WHI Paper 5/07, S. 25; von 

Bogdandy (zugleich Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 54; Alter, Establishing the 
Supremacy of European Law, S. 60; Hirsch, Kompetenzverteilung zwischen EuGH und na-
tionaler Gerichtsbarkeit, NVwZ 1998, S. 2463. Insgesamt erfolgt der Vollzug des Unions-
rechts (ganz überwiegend) durch nationale Behörden; dazu Bieber/Epiney/Haag, Die Euro-
päische Union, S. 225 ff. 

12 Lutz, Kompetenzkonflikte und Aufgabenverteilung zwischen nationalen und internati-
onalen Gerichten, S. 80. 

13 Rodríguez Iglesias, Tribunales Constitucionales y derecho comunitario, S. 1177. 
14 Fromont, Souveränität und Europa, DÖV 2011, S. 458. 
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Die Beziehungen (und Differenzen) zwischen dem Bundesverfassungs-ge-
richt (BVerfG) und dem EuGH sind bereits ausführlich diskutiert worden.15 
Aus diesem Grunde liegt ein Schwerpunkt dieser Arbeit auf dem Vergleich zu 
anderen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen. Neben Deutschland wird die 
Entwicklung in Frankreich als einem weiteren Gründerstaat untersucht, dessen 
Rechtsordnung nicht selten als Vorbild für die europäische Ebene diente.16 Ab-
gesehen von dieser Vorbildfunktion herrscht in Frankreich ein stark im natio-
nalen Kontext verwurzeltes Verfassungsverständnis,17 was als besondere Her-
ausforderung für die europäische Integration eine Analyse lohnenswert er-
scheinen lässt. Mit Spanien wird zudem ein Mitgliedstaat Teil der Untersu-
chung, welcher erst 1986 – zu einem Zeitpunkt, zu welchem in Deutschland 
gerade der Solange II-Beschluss18 erging und eine grobe Richtung der Entwick-
lung des Anwendungsvorrangs bereits erkennbar war – Mitglied wurde. Hier 
soll exemplarisch untersucht werden, inwieweit (spätere) Beitrittsländer mög-
licherweise integrationsbereiter sind als die Gründerstaaten, welche originär 
Kompetenzen auf die EU übertragen haben. In der deutschen Literatur findet 
sich hierzu die These, diejenigen Verfassungsgerichte, welche den Umfang des 
Vorrangs im jahrzehntelangen Dialog mit dem EuGH entwickelt haben, hätten 
größere Schwierigkeiten, einen weiter gehenden acquis communautaire anzu-
erkennen, als das Verfassungsgericht eines Beitrittslandes, das insoweit vor 
vollendeten Tatsachen steht, an deren Entstehung es keinen Anteil hatte.19 Dies 
würde bedeuten, dass Spanien mit der Akzeptanz des Anwendungsvorrangs 
weniger zurückhaltend gewesen sein müsste als Frankeich und Deutschland. 

Von den späteren Beitrittsländern eignet sich Spanien besonders für einen 
Vergleich, da es mit dem Tribunal Constitucional über eine Institution verfügt, 
welche dem Bundesverfassungsgericht in Deutschland sowie dem Conseil 

                                                 
15 Siehe nur Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung; Oeter, Rechtspre-

chungskonkurrenz, VVDStRL 66, S. 366 ff.; Schwarze, Das „Kooperationsverhältnis“ des 
Bundesverfassungsgerichts mit dem Europäischen Gerichtshof, in: Badura/Dreier (Hrsg.), 
50 Jahre BVerfG, S. 223–243; Isensee, Vorrang des Europarechts und deutsche Verfas-
sungsvorbehalte, in: FS Stern; Pernice, Verhältnis europäischer zu nationalen Gerichten, 
WHI Paper 5/07; Proelß, Bundesverfassungsgericht und überstaatliche Gerichtsbarkeit. 

16 Vgl. insoweit nur die Rspr. des EuGH zum acte clair in der Vorlagepflicht (dazu Hal-
tern, Europarecht, S. 232, Rdnr. 427) sowie Bast, Jürgen, in: von Bogdandy (Hrsg.), Euro-
päisches Verfassungsrecht, S. 493: „der Einfluss des französischen Verwaltungsrechts hat 
den Vertragstext insgesamt tief geprägt“; Becker, Einfluss des französischen Verwaltungs-
rechts, S. 55 ff.; Annacker, Inexistenz als Angriffs- und Verteidigungsmittel, EuZW 1995, 
S. 755. 

17 Scheffler, das französische Verfassungsverständnis, ZaöRV (67) 2007, S. 44; Alter, Es-
tablishing the Supremacy of European Law, S. 124: “Of the original member states, French 
national courts had the hardest time embracing the ECJ’s supremacy doctrine”. 

18 Beschluss vom 22.10.1986 - 2 BvR 197/83 - BVerfGE 73, 339 (Solange II). 
19 Grabenwarter, Christoph, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, 

S. 171. 


